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399. Verordnung der Bundesregierung vom
13. Juli 1982, mit der die Heimaturlaubsver-

ordnung geändert wird

Auf Grund des §73 des Beamten-Dienstrechts-
gesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, und des § 29 des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86,
in der Fassung der 24. Vertragsbedienstetengesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 319/1977, wird verordnet:

Die Heimaturlaubsverordnung, BGBl.
Nr. 384/1974, in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 463/1978 wird wie folgt geändert:

1. Die Promulgationsklausel erhält folgende Fas-
sung:

„Auf Grund des § 73 des Beamten-Dienstrechts-
gesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, und des §29 des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86,
in der Fassung der 24. Vertragsbedienstetengesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 319/1977, wird verordnet:"

2. Im § 1 zweiter Satz wird die Zitierung „§ 36
des Beamten-Dienstrechtsgesetzes" durch die Zitie-
rung „§ 75 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes
1979" ersetzt.

3. § 2 Abs. 1 lit. b und c erhält folgende Fassung:

„b) im Ausmaß von 61 Kalendertagen nach einer
ununterbrochenen Verwendung von
18 Monaten in: Bangkok, Brasilia, Havanna,
Hongkong, Islamabad, Kuala Lumpur,
Manila und New Delhi,

c) im Ausmaß von 61 Kalendertagen nach einer
ununterbrochenen Verwendung von
24 Monaten in: Addis Abeba, Algier,
Amman, Ankara, Beirut, Bogota, Buenos
Aires, Caracas, Damaskus, Harare, Kabul,
Kairo, Lima, Lusaka, Mexiko, Nairobi,
Rabat, Rio de Janeiro, Santiago, São Paulo,
Teheran, Tel Aviv, Tokio, Tripolis und
Tunis,".

4. § 5 Abs. 3 letzter Satz erhält folgende Fassung:

„Die Bestimmungen des § 71 Abs. 2 bis 5 des Beam-
ten-Dienstrechtsgesetzes 1979 gelten sinngemäß."

5. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„§ 6. (1) Der Beamte hat anläßlich des Heimat-
urlaubes für sich, den Ehegatten und für jedes
Kind, für das ein Steigerungsbetrag gemäß § 4 des
Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, gebührt,
gegen Nachweis Anspruch auf Ersatz der tatsäch-
lich aufgelaufenen Reisekosten, höchstens jedoch
bis zu den Flugkosten der billigsten Flugklasse für
die kürzeste Flugstrecke vom Dienstort nach Wien
und zurück. Ist ein solches Kind nicht im Haushalt,
sondern außerhalb des Dienstortes des Beamten aus
Gründen der Erziehung, Ausbildung, Krankheit
oder eines Gebrechens untergebracht, so gebührt
für dieses Kind anstelle des Kostenersatzes nach
dem ersten Satz gegen Nachweis der Ersatz der tat-
sächlich aufgelaufenen Reisekosten, höchstens
jedoch bis zu den Flugkosten der billigsten Flug-
klasse für die kürzeste Flugstrecke von dessen Auf-
enthaltsort nach Wien und zurück."

Kreisky Sinowatz Sekanina Salcher
Steyrer Staribacher Broda Rösch
Haiden Dallinger Lausecker Firnberg

4 0 0 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 21. Juli 1982, mit
der die Entgeltsrichtlinienverordnung geän-

dert wird

Auf Grund des § 13 Abs. 3 des Wohnungsge-
meinnützigkeitsgesetzes, BGBl. Nr. 139/1979, wird
verordnet:

Artikel I

Die Entgeltsrichtlinienverordnung, BGBl.
Nr. 522/1979, zuletzt geändert durch die Verord-
nung BGBl. Nr. 200/1981, wird wie folgt geändert:

1. Im § 8 Abs. 1 haben die Worte „zuzüglich des
zur Bedeckung der gemäß § 14 Abs. 1 Z 5 WGG zu
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entrichtenden Umsatzsteuer notwendigen Erfor-
dernisse" und hat der letzte Satz zu entfallen.

2. Im § 8 Abs. 2 und 3 ist jeweils das Zitat „§ 14
Abs. 2 letzter Satz WGG" durch das Zitat „§ 14
Abs. 2 vorletzter Satz WGG" zu ersetzen.

3. Im § 9 Abs. 1 Z 1 haben die lit. a und b zu lau-
ten:

„a) bei Überlassung in Miete oder sonstige Nut-
zung 1 152 S je Jahr und

b) bei Übertragung in das Eigentum, Miteigen-
tum oder Einräumung des Wohnungseigen-
tums 1 452 S zuzüglich Umsatzsteuer je Jahr
beträgt,".

4. § 10 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Als sonstige Betriebskosten kann die Bauver-
einigung bei der Berechnung des Entgelts die
Betriebskosten im Sinne der §§21 und 23 Miet-
rechtsgesetz mit Ausnahme jener nach § 21 Abs. 1
Z 7 zugrunde legen."

5. Im § 13 Abs. 1 ist das Zitat „§ 14 Abs. 6
WGG" durch das Zitat „§ 14 Abs. 5 WGG" zu
ersetzen.

6. Im § 13 Abs. 2 ist das Zitat „§ 14 Abs. 6 Z 1
WGG" durch das Zitat „§ 14 Abs. 5 Z 1 WGG" zu
ersetzen.

Artikel II

Gemeinnützige Bauvereinigungen können zur
Deckung der Verwaltungskosten, die seit 1. April
1982 bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung im
erhöhten Ausmaß angefallen sind, einen Pauschal-
betrag in Rechnung stellen. Dieser Pauschalbetrag
ist im Sinne des § 9 Abs. 1 zu berechnen, wobei in
den Fällen der lit. a 7 S je Monat und in den Fällen
der lit. b 9 S je Monat der Berechnung zugrunde zu
legen sind.

Artikel III

Diese Verordnung tritt mit dem der Kundma-
chung folgenden Monatsersten in Kraft.

Sekanina

4 0 1 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 22. Juli 1982 betref-
fend die Förderung von Maßnahmen zur
Stadterneuerung (Stadtemeuerungs-Verord-

nung)

Auf Grund des § 4 des Bundesgesetzes zur För-
derung der Erhaltung und Verbesserung von
Wohnhäusern sowie der Stadterneuerung, BGBl.
Nr. 164/1982, wird — hinsichtlich des § 1 im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen
— verordnet:

§ 1. Von dem gemäß § 2 des Bundesgesetzes zur
Förderung der Erhaltung und Verbesserung von
Wohnhäusern sowie der Stadterneuerung aufge-
brachten Kapital sind 25 vH für Zwecke der Stadt-
erneuerung entsprechend den Bestimmungen dieser
Verordnung zur Verfügung zu stellen.

§ 2. Die Gewährung von Darlehen aus dem für
Zwecke der Stadterneuerung zur Verfügung ste-
henden Kapital setzt die Zustimmung des Wohn-
haus-Wiederaufbau- und Stadterneuerungsfonds
sowie die Bereitschaft des Landes voraus, Annuitä-
ten- und Zinsenzuschüsse gemäß § 2 Abs. 3 des
Bundesgesetzes zur Förderung der Erhaltung und
Verbesserung von Wohnhäusern sowie der Stadter-
neuerung zu leisten. Der Fonds hat bei Erteilung
der Zustimmung den Aufteilungsschlüssel gemäß
§ 2 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes zu beachten.

§ 3. (1) Von der Förderung umfaßt sind aus-
schließlich Maßnahmen innerhalb sanierungsbe-
dürftiger Gebiete im Sinne des § 6 Stadterneu-
erungsgesetz, BGBl. Nr. 287/1974, die, soweit sie
nicht durch eine Verordnung gemäß § 1 dieses
Bundesgesetzes festgelegt sind, hinreichend
abgrenzbare, durch gemeinsame Merkmale verbun-
dene städtebauliche Zonen bilden.

(2) Unabhängig vom Vorliegen einer Verord-
nung gemäß § 1 Stadterneuerungsgesetz werden
die Kosten für folgende Maßnahmen ganz oder
teilweise gefördert:

1. Vorbereitende Untersuchungen, die zur Beur-
teilung

a) struktureller, städtebaulicher oder sozialer
Verhältnisse und Zusammenhänge,

b) der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der
Sanierung der einzelnen betroffenen
Gebäude und

c) der rechtlichen, wirtschaftlichen und techni-
schen Durchführbarkeit der Sanierung

erforderlich sind;

2. Durchführung von Ideenwettbewerben und
Erstellung von Gutachten im Zusammenhang mit
oder als Folge von Z 1;

3. Tätigkeit von Assanierungsbeauftragten nach
dem Stadterneuerungsgesetz;

4. Einrichtung von Gebietsbetreuungen zur
Information und Beratung der betroffenen Bevöl-
kerung sowie zur technischen Kontrolle im Hin-
blick auf die Sanierungsarbeiten;

5. Schaffung oder Beschaffung von Räumen zur
vorübergehenden Unterbringung umzusiedelnder
Bewohner, Geschäftslokale oder Betriebe während
des hiefür unumgänglich notwendigen Zeitraumes,
längstens jedoch auf zwei Jahre, wobei es sich
jedoch nicht um die Beschaffung von Ersatzwoh-
nungen gemäß § 21 Abs. 2 Stadterneuerungsgesetz
handeln darf;

6. Errichtung von Gewerbehöfen;
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7. Schaffung von Wohnstraßen, verkehrsberuhig-
ten Zonen, Spiel- und Erholungseinrichtungen
sowie Abstellplätzen;

8. Errichtung von Sammelgaragen;

9. Sanierung oder Verbesserung von Anlagen zur
Ver- und Entsorgung, wobei der Herstellung von
Anschlüssen an Fernwärmeeinrichtungen Vorrang
zukommt.

Sekanina

402. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 22. Juli 1982 betref-
fend die Bestimmung des Straßenverlaufes auf
der B 39 Pielachtal Straße im Bereich der

Marktgemeinde Rabenstein an der Pielach

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 39
Pielachtal Straße wird im Bereich der Marktge-
meinde Rabenstein an der Pielach wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 20,25 und bindet bei km 21,013 wieder in den
Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Niederösterreichischen
Landesregierung sowie bei der Marktgemeinde
Rabenstein an der Pielach aufliegenden Planunter-
lagen (Plan Nr. B 39/61-80 im Maßstab 1 : 2000)
zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Sekanina

4 0 3 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 28. Juli 1982, mit der die
Geschäftsordnung für die Gerichte I. und II.

Instanz geändert wird

Auf Grund der §§98, 143 bis 149, 367, 375 bis
379 und 408 der Strafprozeßordnung 1975, BGBl.
Nr. 631, wird verordnet:

Artikel I

Im § 618 Z 5 der Geschäftsordnung für die
Gerichte I. und II. Instanz, BGBl. Nr. 264/1951,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 413/1975, treten an die Stelle des bisherigen
zweiten und dritten Satzes folgende Sätze:

„Im Auftrag sind die Strafsache, die Standblatt-
nummer und die Gegenstände anzuführen, auf die
sich der Auftrag bezieht. Im Falle eines Ausfolge-
auftrages ist auch der Empfangsberechtigte anzu-
führen und diesem eine Ausfertigung des Auftrages
zuzustellen. Der für die Verwahrungsstelle
bestimmte Auftrag ist vom Richter eigenhändig zu
unterschreiben und mit dem besonderen Gerichts-
siegel (§ 68 Abs. 2) zu versehen."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. September 1982 in
Kraft.

Broda
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